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In Ihrem Abonnement enthalten: 
Drei Nutzer-Lizenzen für die  
digitalen Inhalte

Anmeldung

Ich bin schon beim IWW Institut registriert.

 Angemeldet bleiben  ?

max.mustermann@kanzlei.de

• • • • • • •

Anmelden Abbrechen

Melden Sie sich mit Ihren Zugangsdaten an unter 

 iww.de/anmelden

Sie haben noch kein IWW Konto?  
Dann registrieren Sie sich zunächst unter

 iww.de/registrierung

Direkt umsetzbare Empfehlungen, anschauliche Musterfälle, praktische Arbeitshilfen u. v. m. –  
Ihr Abonnement bietet digital umfangreiche Fachinhalte zu Ihrem Arbeitsgebiet.

Aber nicht nur das: Ihr Abonnement enthält automatisch auch drei Lizenzen für Nutzer in Ihrer  
Kanzlei/Praxis. So können auch Kollegen und Mitarbeiter auf die digitalen Inhalte zugreifen –  
ganz ohne weitere Kosten.

Hier erfahren Sie, wie es geht.

Sobald Sie angemeldet sind, finden Sie Ihre derzeit 
aktiven Abonnements unter 

 Mein Konto/Letzte Aktivitäten 

Mein Konto

Letzte Aktivitäten

Schritt 1: Anmeldung

oder geben Sie den Link iww.de/kundencenter 
ein.

IHR ABO  IHR ABO  
KANN MEHR! KANN MEHR! 
Ohne zusätzliche Kosten. 
Jetzt weitere Nutzer freischalten! 

Kurzanleitung  
herunterladen unter:  
www.iww.de/s7219

1 Abo = 
3 Nutzer

50JAHRE

1974 2024bis

Holen Sie jetzt alles aus Ihrem Abo raus! 

VB VereinsBrief unterstützt Sie optimal im beruflichen  
Alltag. Aber nutzen Sie auch das ganze Potenzial?

Unser Tipp: Nutzen Sie den Informationsdienst an möglichst 
vielen Arbeitsplätzen und schalten Sie die digitalen Inhalte 
für zwei weitere Kollegen frei! Das kostet Sie nichts, denn 
in Ihrem digitalen Abonnement sind automatisch drei  
Nutzer-Lizenzen enthalten.

Der Vorteil: Ihre Kollegen können selbst nach Informationen 
und Arbeitshilfen suchen – und Sie verlieren keine Zeit mit 
der Abstimmung und Weitergabe im Team.

Und so einfach geht’s: Auf iww.de anmelden, weitere  
Nutzer eintragen, fertig! 
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	▶ Gemeinnützigkeit
Satzung muss konkreten Zweck für den Vermögensanfall nennen

|  Wird in der Satzung bei der Pflichtregelung zum Vermögensanfall die Va-
riante gewählt, die keine bestimmte Empfängerorganisation nennt, muss 
ein konkreter Zweck angegeben werden. Das hat das FG Niedersachsen klar-
gestellt und damit die Auffassung der Finanzverwaltung und die Verbindlichkeit 
der Vorgabe in der Mustersatzung in § Anlage 1 zu § 60 AO bestätigt.  |

Die Klausel lautet: „Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Weg-
fall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft an eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körper-
schaft zwecks Verwendung für ...“. Hier kann keine allgemeine Angabe gemacht 
werden, wie z. B. „für gemeinnützige und mildtätige Zwecke“, sondern es muss 
ein steuerbegünstigter Zweck nach §§ 52 bis 53 AO angeben werden. Sinn und 
Zweck der satzungsmäßigen Vermögensbindung ist gerade, dass (ausschließ-
lich) aufgrund der Satzung geprüft werden kann, ob der Verwendungszweck 
steuerbegünstigt ist und die Bindung des steuerbegünstigt gebildeten  
Vermögens im Dritten Sektor satzungsmäßig dauerhaft gewährleistet bleibt  
(FG Niedersachsen, Urteil vom 25.04.2024, Az. 10 K 70/21, Abruf-Nr. 242796).

PRAXISTIPP  |  Es genügt dabei die Angabe eines Katalogzwecks aus § 52 AO. 
Möglich ist auch die Angabe mehrerer Zwecke. Eine allgemeine Benennung ist 
deswegen in der Praxis meist auch nicht erforderlich. 

	▶ Gemeinnützigkeit
JStG 2024: Stellungnahmen zur Tagespolitik sollen künftig 
gemeinnützigkeitsunschädlich sein

|  Das BMF will gesetzlich verankern, dass gemeinnützige Einrichtungen 
auch zu tagespolitischen Themen Stellung nehmen können. Eine entspre-
chende Regelung bzw. Ergänzung der Abgabenordnung (AO) sieht das zweite 
Jahressteuergesetz 2024 vor.  |

Konkret soll § 58 AO um die neue Nr. 11 ergänzt werden: Die Steuervergüns-
tigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass „eine steuerbegünstigte 
Körperschaft außerhalb ihrer Satzungszwecke gelegentlich zu tagespoliti-
schen Themen Stellung nimmt.“ Nach der Erläuterung zum Gesetzentwurf 
folgt daraus nicht die Möglichkeit, sich bei jeder bietenden Gelegenheit zu 
politischen Themen zu äußern. Die Äußerungen müssen vielmehr aufgrund 
eines besonderen Anlasses erfolgen und der steuerbegünstigten Zweckver-
folgung untergeordnet sein. Als Beispiele nennt die Gesetzesbegründung 
den Aufruf eines Sportvereins gegen „Rassismus“ anlässlich von aktuellen 
Vorkommnissen oder wenn Karnevals- oder Sportvereine sich vereinzelt für 
Frieden oder gegen Rassismus engagieren und zu Friedens- oder Antirassis-
mus-Demonstrationen aufrufen.

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS 

•	Entwurf eines JStG 2024 II vom 10.07.2024 → Abruf-Nr. 242639

§ 58 AO soll um Nr. 11 
ergänzt werden 

„Gemeinnützig“  
oder „mildtätig“reichen 
dem FG Niedersachsen 
nicht

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/242796
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/242639
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	▶ Vereinsführung
Die Wirtschafts-Identifikationsnummer kommt zu Ihnen: Kein 
aktiver Handlungsbedarf für Vereine

|  Die Bundesregierung hat am 08.08.2024 die Verordnung zur Vergabe steu-
erlicher Wirtschafts-Identifikationsnummern (Wirtschafts-Identifikations-
nummer-Verordnung – WIdV) erlassen. Eine W-IdNr. erhalten alle wirtschaft-
lich tätigen Personen. Dazu gehören auch gemeinnützige Organisationen. 
Aktiv veranlassen müssen Sie aber nichts.  |

Die Mitteilung an die wirtschaftlichen Tätigen wird in Stufen erfolgen und soll 
2026 abgeschlossen werden. Die Vergabe der W-IdNr. erfolgt durch das Bundes-
zentralamt für Steuern auf Anforderung der zuständigen Finanzbehörde. Die 
Nummer wird den wirtschaftlich Tätigen mitgeteilt, ein Antrag muss nicht ge-
stellt werden. Die W-IdNr. soll für die eindeutige Identifizierung im Wirtschafts-
verkehr und für steuerliche Zwecke verwendet werden. 

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS 

•	Verordnung zur Vergabe steuerlicher Wirtschafts-Identifikationsnummern → Abruf-Nr. 243462

Kommunikation 
zwischen Behörden 
und Vereinen soll 
verbessert werden

	▶ Arbeitsrecht
BAG: Besonderer Vertreter eines Vereins kann Arbeitnehmer sein

|  Ein besonderer Vertreter des Vereins nach § 30 Abs. 1 BGB, der als Ge-
schäftsführer des Vereins tätig ist, kann als arbeitnehmerähnliche Person 
anzusehen sein und sich damit auf den Kündigungsschutz berufen. Dabei 
kommt es auf den Umfang der ihm übertragenen Geschäfte an. Ein solcher 
Fall lag jetzt dem Bundesarbeitsgericht (BAG) vor.  |

Hintergrund  |  Nach § 30 S. 1 BGB kann in Vereinen durch Satzung bestimmt 
werden, dass neben dem Vorstand für gewisse Geschäfte besondere Vertreter 
zu bestellen sind. Sie sind wie der Vorstand satzungsmäßige Organe des Ver-
eins. Sie gelten nicht als Arbeitnehmer, wenn die Satzung die Bestellung zwei-
felsfrei gestattet (§ 5 Abs. 1 S. 3 ArbGG). 

Im konkreten Fall bestätigte das BAG die Auffassung der Vorinstanz (LAG Sach-
sen), dass der Geschäftsführer eine arbeitnehmerähnliche Person nach § 5 
Abs. 1 S. 2 ArbGG sei. Arbeitnehmerähnliche Personen sind wegen ihrer feh-
lenden oder gering ausgeprägten Weisungsgebundenheit sowie oft auch we-
gen fehlender oder geringer Eingliederung in die betriebliche Organisation 
zwar in wesentlich geringerem Maße persönlich abhängig als Arbeitnehmer. 
Sie sind aber wirtschaftlich abhängig, wenn sie auf die Verwertung ihrer Ar-
beitskraft und die Einkünfte aus der Tätigkeit zur Sicherung ihrer Existenz-
grundlage angewiesen sind. Dafür sprach nach Auffassung des BAG insbeson-
dere die Vollzeittätigkeit des Geschäftsführers. Außerdem war er aufgrund der 
vertraglichen Weisungsgebundenheit in der sozialen Typik einem Arbeitneh-
mer vergleichbar. Und seine Vertretungsvollmacht war stark begrenzt (BAG, 
Beschluss vom 11.07.2024, Az. 9 AZB 9/24, Abruf-Nr. 243379).

Wirtschaftlich 
abhängiger Beson- 
derer Vertreter gilt 
als Arbeitnehmer

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/243462
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/243379
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SPONSORING

Vereinssponsoring: Wann kann der Fiskus dem 
Sponsor den Betriebsausgabenabzug verweigern?

|  Für die Gewinnung von Sponsoren ist es oft ausschlaggebend, dass sie 
die Leistungen an eine gemeinnützige Einrichtung als Betriebsausgaben 
absetzen können. Für Vereine ist es also wichtig, ob die Zahlungen beim 
Unternehmen als Werbeausgaben behandelt werden können. Gerade bei 
hohen Sponsorenzahlungen stellen die Finanzämter den Abzug aber nicht 
selten in Frage. Hier können auch gemeinnützige Einrichtungen etwas tun, 
indem sie auf optimale Vertragsgestaltungen achten. Erfahren Sie deshalb, 
wie bei Sponsorships der volle Abzug sichergestellt werden kann.  |

Die steuerliche Einordnung des Sponsorings
Die steuerliche Einordnung des Sponsorings ist nicht eindeutig definiert. Je 
nach Ausgestaltung kann es sich um drei Dinge handeln:

	� Betriebsausgaben, wenn der Sponsor wirtschaftliche Vorteile für sein Un-
ternehmen anstrebt oder für Produkte seines Unternehmens werben will.

	� Spenden, wenn sie freiwillig gezahlt werden, und die Zahlung nicht in  
einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit Leistungen des Empfängers 
steht. 

	� Nichtabziehbare Kosten der privaten Lebensführung oder verdeckte  
Gewinnausschüttungen, wenn weder Betriebsausgaben noch Spenden 
vorliegen.

Wichtig  |  Anders als der Betriebsausgabenabzug ist der Spendenabzug auf 
einen jährlichen Höchstbetrag vom 20 Prozent der Einkünfte bzw. vier Pro-
mille der Lohnsumme begrenzt. Zudem kann bei Spenden eine verdeckte Ge-
winnausschüttung vorliegen (VB 1/2022, Seite 14 → Abruf-Nr. 47895211). Für 
Unternehmen ist der Betriebsausgabenabzug deshalb oft vorteilhafter.

Eine nachträgliche Wahl, die Zahlung statt als Werbeausgabe als Spende zu 
behandeln, haben Sponsor und Gesponserter meist nicht. Sind nennenswer-
te Gegenleistungen der gesponsorten Organisation erfolgt, ist der Spenden-
abzug ausgeschlossen. Schlimmstenfalls ist dem Sponsor dann weder der 
Betriebsausgaben- noch der Spendenabzug möglich.

PRAXISTIPP  |  Die steuerliche Behandlung der Leistungen beim Empfänger 
hängt grundsätzlich nicht davon ab, wie die entsprechenden Aufwendungen beim 
leistenden Unternehmen behandelt werden (BMF, Schreiben vom 18.02.1998,  
Az. IV B 2–S 2144–40/98 und Az. IV B 7–S 0183–62/98).

Aufwendungen des 
Sponsors können ...

... sich in dreierlei 
Form steuerlich 
auswirken

Für Zahlungen 
besser den Betriebs-
ausgabenabzug ...

... als den Spenden-
abzug anstreben

https://www.iww.de/vb/spendenrecht/spenden-bfh-spende-an-gemeinnuetzige-organisation-kann-verdeckte-gewinnausschuettung-sein-b142630
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Voraussetzungen für den Betriebsausgabenabzug allgemein
Für den Betriebsausgabenabzug von Sponsoringaufwendungen gelten zu-
nächst die allgemeinen Vorgaben. Hinzukommen dann Besonderheiten für 
diese Form von Werbeausgaben.

Betriebliche Veranlassung des Sponsorships
Zunächst muss – wie für alle Betriebsausgaben – eine betriebliche Veranlas-
sung bestehen. Betriebsausgaben sind nach der gesetzlichen Definition des 
§ 4 Abs. 4 EStG „die Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind“.

Eine betriebliche Veranlassung liegt vor, wenn objektiv ein Zusammenhang 
mit dem Betrieb besteht und die Aufwendungen subjektiv geeignet sind, dem 
Betrieb zu dienen (BFH, Urteil vom 20.11.1979, Az. VI R 25/78). Es kommt also 
nicht darauf, ob eine Betriebsausgabe – gerade im Bereich der Werbung – die 
gewünschte Wirkung zeigt oder ob ein angemessenes Verhältnis von Kosten 
und Wirkung/Ertrag besteht.

Zum einen lässt sich die Wirkung nämlich nur bedingt messen, weil sie auch 
sehr langfristig eintreten kann. Zum anderen darf eine Fehleinschätzung des 
Unternehmers nicht zu seinen Ungunsten ausgelegt werden. Sponsoring 
dient zudem meist vorrangig der Imagesteigerung und soll erst mittelbar da-
zu dienen, den Gewinn eines Unternehmens zu steigern.

Ausgaben müssen betriebliche Rahmenbedingungen verbessern
Ausreichend ist es, wenn die Ausgaben zur Verbesserung der betrieblichen 
Rahmenbedingungen beitragen. Unerheblich ist, ob sie üblich oder zweck-
mäßig sind. Leistung und Gegenleistung müssen nicht gleichwertig sein. 
Problematisch ist aber ein krasses Missverhältnis zwischen Zahlung und Ge-
genleistung.

Der Unternehmer kann grundsätzlich frei entscheiden, welche Aufwendun-
gen er für seinen Betrieb tätigen will. Die Höhe der Aufwendungen, ihre Not-
wendigkeit, Üblichkeit und Zweckmäßigkeit sind für die Anerkennung als Be-
triebsausgaben ohne Bedeutung (BFH, Urteil vom 14.07.2020, Az. VIII R 28/17, 
Abruf-Nr. 218631). Es ist regelmäßig unerheblich, ob die geltend gemachten 
Aufwendungen objektiv gesehen zweckmäßig und notwendig waren, selbst 
wenn das Handeln des Steuerpflichtigen sich nachträglich als unwirtschaft-
lich herausstellt (BFH, Urteil vom 19.01.2017, Az. VI R 37/15, Abruf-Nr. 193357).

PRAXISTIPP  |  Mit dem Einwand, es bestünde kein angemessenes Kosten-Nut-
zen-Verhältnis, darf das Finanzamt den Sponsor also nicht abspeisen. Es muss 
argumentieren, die Zahlungen seien ganz oder teilweise betriebsfremd bzw.  
privat veranlasst.

Wann sind Sponsoringausgaben „betriebsfremd“?
Hier greifen verschiedene gesetzliche Regelungen:

Aufwendungen 
müssen dem Betrieb 
dienen

Sponsoring dient  
vor allem der 
Imagesteigerung

Leistung und 
Gegenleistung 
müssen nicht 
gleichwertig sein

Auch das Finanzamt 
muss sich an die 
Regeln halten

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/218631
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/193357
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1. Private Veranlassung des Sponsorships
§ 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 7 EStG schließt Aufwendungen vom Betriebsausgabenabzug 
aus, „die die Lebensführung des Steuerpflichtigen oder anderer Personen 
berühren, soweit sie nach allgemeiner Verkehrsauffassung als unangemes-
sen anzusehen sind“. Eine private Veranlassung von Sponsoringausgaben 
kann naheliegen, weil neben den wirtschaftlichen Motiven bei Auswahl und 
Umfang des Sponsorships oft auch ideelle Motive eine Rolle spielen. Z. B. 
kann durch die Mitgliedschaft eine besondere Nähe zu einem Verein gegeben 
sein.

Aufwendungen berühren die Lebensführung dann, wenn der Sponsor sie aus 
persönlichen Motiven tätigt, ohne dass deshalb die betriebliche Veranlassung 
zu verneinen wäre. Eine Berührung mit der Lebensführung des Sponsors be-
steht dabei insbesondere für Aufwendungen im repräsentativen Bereich 
(BFH, Urteil vom 19.01.2017, Az. VI R 37/15, Abruf-Nr. 193357). 

Wichtig  |  Ein bloßer Bezug zur betrieblichen Tätigkeit genügt also nicht, um 
das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 7 EStG auszuschließen. Die Regelung 
greift dann, wenn einerseits ein Bezug zu privater Lebensführung besteht 
und die Aufwendungen andererseits unangemessen hoch sind – also höher 
als sich das durch eine bloße betriebliche Veranlassung ergeben würde.

	◼ Beispiel

Ein Sponsor unterstützt eine Sportveranstaltung mit sehr hohen Beträgen, die 
weit über die üblichen Vergütungen für die bloße Platzierung seines Namens und 
Logos hinausgehen. Zugleich nutzt er die Veranstaltung, um persönliche Kontakte 
zu prominenten Sportlern derjenigen Sportart aufzubauen, die er im Amateurbe-
reich selbst ausübt.

Folge: Hier liegen beide Voraussetzungen des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 7 EStG vor: Die 
Vergütungen sind unangemessen hoch und es besteht ein Bezug zur privaten 
Lebensführung.

Ob ein unangemessener betrieblicher oder beruflicher Aufwand vorliegt, 
kann aber nicht pauschal beurteilt werden. Bei der Angemessenheitsprüfung 
muss der Einzelfall beurteilt werden. Maßstab ist dabei, ob ein ordentlicher 
und gewissenhafter Steuerpflichtiger angesichts der erwarteten Vorteile und 
Kosten die Aufwendungen ebenfalls auf sich nehmen würde (BFH, Urteil vom 
19.01.2017, Az. VI R 37/15).

Beurteilungskriterien sind dabei
	� die Höhe der Einnahmen und der Einkünfte,
	� die Bedeutung des Sponsorings für den Geschäftserfolg – abhängig von 
der ausgeübten unternehmerischen Tätigkeit,

	� die Üblichkeit in vergleichbaren Fällen,
	� ob es einen objektiven Grund für den Mehraufwand gibt.

Vor allem aber ist zu beachten, wie weit die private Lebenssphäre des Spon-
sors berührt wird, weil sie durch persönliche Motive mitveranlasst wurden. 

... spricht für 
persönliche Motive 
der Zahlungen ... 

... und kann das 
Finanzamt auf  
den Plan rufen

Angemessenheits-
thema ist immer  
am Einzelfall  
zu beurteilen

Fünf Kriterien 
entscheiden

Besondere Nähe  
des Sponsors  
zum Verein ...

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/193357
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Unangemessen hohe Kosten allein sind kein Ausschlussgrund für den Be-
triebsausgabenabzug; für die Sponsoringaufwendungen müssen persönliche 
Beweggründe mitursächlich sein (BFH, Urteil vom 14.07.2020, Az. VIII R 28/17, 
Abruf-Nr. 218631).

2. Das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 4 EStG
Nach § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 4 EStG dürfen Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, 
für Segeljachten oder Motorjachten sowie für ähnliche Zwecke und für damit 
zusammenhängende Bewirtungen den Gewinn nicht mindern. Unter den Be-
griff der Aufwendungen für „ähnliche Zwecke“ fallen auch Aufwendungen, 
die der sportlichen Betätigung, der Unterhaltung von Geschäftsfreunden, der 
Freizeitgestaltung oder der Repräsentation dienen (BFH, Urteile vom 
03.02.1993, Az. I R 18/92 und vom 07.02.2007, Az. I R 27-29/05, Abruf-Nr. 071653).

Das Abzugsverbot dient dazu, überflüssige und unangemessene Repräsenta-
tionsaufwendungen nicht durch den Abzug vom steuerpflichtigen Gewinn auf 
die Allgemeinheit abzuwälzen. Ungeachtet ihrer betrieblichen Veranlassung 
dürfen die Ausgaben dann bei der Ermittlung des Gewinns nicht abgezogen 
werden (BFH, Urteil vom 16.12.2015, Az. IV R 24/13, Abruf-Nr. 183977).

Wichtig  |  Anders als bei § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 7 EStG ist hier ein konkret fest-
stellbarer Zusammenhang mit der Lebensführung des Sponsors nicht erfor-
derlich. Die Regelung stellt vielmehr auf den Zusammenhang der Aufwen-
dungen mit der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stellung der  
Geschäftsfreunde des Sponsors ab.

Das Abzugsverbot gilt aber nur für solche Aufwendungen, die eine Berüh-
rung zur Lebensführung und wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stel-
lung der durch sie begünstigten Geschäftsfreunde des Steuerpflichtigen ha-
ben. Es muss eine private Mitveranlassung vorliegen. Die kann typisierend 
unterstellt werden, muss also nicht konkret nachgewiesen werden.

Es kommt dabei nicht darauf an, ob und in welchem Umfang Gesellschafter 
oder deren Arbeitnehmer an den Veranstaltungen teilnehmen. Denn das 
Abzugsverbot greift auch dann, wenn die Teilnehmer ausnahmslos (poten-
zielle) Geschäftskunden sind (BFH, Urteil vom 16.12.2015, Az. IV R 24/13, 
Abruf-Nr. 183977).

	◼ Beispiel

Automobilvertragshändler traten bei Golf-Turnieren als Veranstalter auf. Sie 
übernahmen die Kosten für Platzbuchung und -gebühr, Bewirtung im Rahmen 
einer Abendveranstaltung sowie für kleinere Sachgeschenke. Zudem waren die 
Vertragshändler verantwortlich für die Auswahl und Einladung der Teilnehmer.

Der BFH entschied, dass die Aufwendungen für die Durchführung des Golf-
turniers und der Bewirtung der Turnierteilnehmer und Dritter nicht abzieh-
bare Betriebsausgaben im Sinne des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 4 EStG sind. Das gilt 
auch dann, wenn die Veranstaltung auch dem Zweck diente, Spenden für die 

Wann ist Sponsoring 
ein den Abzug 
ausschließender 
„ähnlicher Zweck“ ...

... wie Aufwendungen 
für Segel- oder 
Motorjachten?

Abzugsverbot 
bezieht sich auf 
Ausgaben für 
Geschäftsfreunde

BFH-Urteil zu 
Golfturnier- 
Sponsoring

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/218631
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/17285
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/183977
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/183977
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Finanzierung einer Wohltätigkeitsveranstaltung zu generieren. Die Veran-
staltung eines Golfturniers stellt einen „ähnlichen Zweck” im Sinne dieser 
Regelung dar. Auch diese Turniere weisen typischerweise einen Zusammen-
hang mit der Lebensführung (Freizeitgestaltung) des Steuerzahlers und/oder 
seiner Geschäftsfreunde (BFH, Urteil vom 16.12.2015, Az. IV R 24/13).

3. Das Abzugsverbot des § 12 Nr. 1 S. 2 EStG
Sponsoringaufwendungen, die keine Betriebsausgaben und keine Spenden 
sind, sind regelmäßig nicht abziehbare Kosten der privaten Lebensführung 
nach § 12 Nr. 1 S. 2 EStG. Bei entsprechenden Zuwendungen einer Kapitalge-
sellschaft können verdeckte Gewinnausschüttungen vorliegen, wenn der Ge-
sellschafter durch die Zuwendungen begünstigt wird, z. B. eigene Aufwen-
dungen als Mäzen erspart (BMF, Schreiben vom 18.02.1998, Az. IV B 2 – S 2144 
– 40/98/IV B 7 – S 0183 – 62/98, Abruf-Nr. 130560).

Nach § 12 Nr. 1 S. 2 EStG dürfen Aufwendungen für die Lebensführung, die die 
wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit sich 
bringt, auch dann nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn sie 
zur Förderung des Berufs oder der Tätigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen. 
Die Vorschrift enthält ein Aufteilungs- und Abzugsverbot für solche Aufwen-
dungen, die sowohl beruflich oder betrieblich, als auch durch die Lebensfüh-
rung veranlasst sind (sog. gemischte Aufwendungen).

Dabei müssen die berufliche und die private Veranlassung so stark ineinan-
dergreifen, dass eine Trennung nicht möglich oder willkürlich wäre. Ausnah-
men davon gelten nur, wenn das Hineinspielen der Lebensführung unbedeu-
tend ist und nicht ins Gewicht fällt oder objektive Merkmale und Unterlagen 
eine zutreffende und leicht nachprüfbare Trennung ermöglichen und der  
berufliche bzw. betriebliche Nutzungsanteil nicht nur von untergeordneter 
Bedeutung ist (FG Niedersachsen, Urteil vom 11.12.2007, Az. 13 K 10721/03, 
Abruf-Nr. 243369).

Ob es sich um Aufwendungen für die Lebensführung im Sinne des § 12 Nr. 1 
S. 2 EStG handelt, ist dabei anhand aller Umstände des Einzelfalles zu ent-
scheiden. Ob eine berufliche oder private Veranlassung für die Ausrichtung 
von Veranstaltungen vorliegt, hängt vom Anlass der betreffenden Veranstal-
tung ab (FG Niedersachsen, Urteil vom 11.12.2007, Az. 13 K 10721/03).

Anteiliger Betriebsausgabenabzug
Auch wenn eine nichtbetriebliche Mitveranlassung von Sponsoringaufwen-
dungen vorliegt, kann eine Aufteilung und ein Abzug des beruflich veranlass-
ten Teils der Aufwendungen zulässig sein. Dann darf der erwerbsbezogene 
Anteil aber nicht nur von untergeordneter Bedeutung sein. Außerdem muss 
der den Betrieb fördernde Teil der Aufwendungen sich nach objektiven Maß-
stäben zutreffend und in leicht nachprüfbarer Weise abgrenzen lassen (BFH, 
Urteil vom 15.01.2015, Az. I R 48/13, Abruf-Nr. 176202). Eine Schätzung ist zu-
lässig.

Das Abzugsverbot 
für gemischt 
veranlasste 
Aufwendungen

Aufwendungen 
müssen sich nicht 
trennen lassen

Bei nichtbetrieb-
licher Veranlassung 
erwerbsbezogenen 
Anteil absetzen

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/90751
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/243369
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/176202
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Nicht zulässig ist aber eine Aufteilung in betriebliche, berufliche und private 
Veranlassungsbeiträge, wenn diese so ineinandergreifen, dass eine Trennung 
nicht möglich ist. Es fehlt dann an objektivierbaren Kriterien für eine Auftei-
lung, so dass ein Abzug insgesamt nicht in Betracht kommt. Die Beweislast 
liegt hier beim Steuerzahler (BFH, Urteil vom 15.01.2015, Az. I R 48/13).

Eine anteilige Berücksichtigung von Aufwendungen für eine Veranstaltung 
mit sowohl beruflichem als auch privatem Anlass kommt aber z. B. dann 
nicht in Betracht, wenn es sich um einzelne, willkürlich ausgesuchte Gäste 
aus dem beruflichen Umfeld des Gastgebers handelt (FinBeh Bremen, Sch-
reiben vom 26.11.2021, Az. 900 – S 2144 – 1/2014 – 1/2020, Abruf-Nr. 226055).

Wichtig  |  Das Finanzamt muss auf eine dieser Regelungen Bezug nehmen, 
wenn es den Betriebsausgabenabzug verweigert. Den Nachweis, dass die 
entsprechenden Regelungen nicht greifen, muss aber der Sponsor liefern.

Wie Gesponserte zum Betriebsausgabenabzug beitragen
Sponsoringaufwendungen sind als Betriebsausgaben regelmäßig problema-
tisch, weil sich hier oft wirtschaftlich-unternehmerische und ideelle Motive 
mischen. Letzteres legt das Finanzamt dann nicht selten als „private Veran-
lassung“ aus. Im Zusammenhang mit dem Sponsoring gelten insbesondere 
die Erhöhung des Ansehens des Unternehmens (Image) oder ein Werbeeffekt 
für die Produkte des Unternehmens als wirtschaftliche Vorteile. Ausgaben 
für diese Zwecke sind betrieblich veranlasst, weil sie im Zusammenhang mit 
der Verbesserung der Absatzchancen der Produkte stehen.

Öffentliche Hinweise aufs Sponsoring
Der Abzug von Sponsoringaufwendungen als Betriebsausgaben setzt voraus, 
dass der Sponsoringempfänger öffentlichkeitswirksam auf das Sponsoring 
oder die Produkte bzw. Dienstleistungen des Sponsors hinweist und hier-
durch für Außenstehende eine konkrete Verbindung zu dem Sponsor und sei-
nen Leistungen erkennbar wird (BFH, Urteil vom 14.07.2020, Az. VIII R 28/17, 
Abruf-Nr. 218631). Der Sponsor muss wirtschaftliche Vorteile erhalten bzw. 
anstreben, die insbesondere auch in der Sicherung oder Erhöhung des unter-
nehmerischen Ansehens liegen können oder für Produkte seines Unterneh-
mens werben. 

Das ist typischerweise der Fall, wenn der Sponsoringempfänger als Gegenleistung 
	� auf Plakaten, 
	� Veranstaltungshinweisen, 
	� in Ausstellungskatalogen, 
	� auf seinen Fahrzeugen 
	� oder anderen Gegenständen 

auf das Unternehmen als Sponsor bzw. auf dessen Produkte werbewirksam 
hinweist oder durch Verwendung von Schriftzug oder Emblemen des Sponsors 
für diesen als Werbeträger dient (BFH, Urteil vom 14.07.2020, Az. VIII R 28/17).

Beweislast für 
betrieblich  
veranlasste 
Ausgabenteile ...

... liegt beim 
Steuerzahler

Außenstehende 
müssen konkrete 
Verbindung ...

... zum Sponsor und 
seinen Leistungen 
erkennen können

Vier Maßnahmen 
führen zum Ziel

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/226055
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/218631
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Mittelbare Vorteile des Sponsors reichen aus
Der wirtschaftliche Vorteil für das Unternehmen kann dabei auch nur mittel-
bar sein. Es muss also keine konkrete werbliche Gegenleistung des Zah-
lungsempfängers vorliegen. Allein die öffentliche Wirkung der „guten Tat“, 
also die Berichterstattung in Zeitungen, Rundfunk oder Fernsehen kann  
einen wirtschaftlichen Vorteil für den Sponsor begründen. Hierzu können die 
gesponserten Organisationen beitragen, indem sie den Sponsor in ihre  
Öffentlichkeitsarbeit einbinden und z. B. Pressekonferenzen und -mittei-
lungen für sein Unternehmen werben.

Wichtig  |  Gemeinnützige Einrichtungen neigen manchmal dazu, Sponsor-
ships nicht zu sehr in öffentliches Licht zu stellen, weil sie den Eindruck einer 
Beeinflussung durch den Sponsor vermeiden wollen. Für den Betriebsausga-
benabzug beim Sponsor kann das nachteilig sein, weil die Gegenleistung da-
mit faktisch geringer ausfällt. 

Wenn das Sponsoring Teil eines Gesamtunterstützungspakets ist
Werbeleistungen für den Sponsor können auch in „Gesamtpaketen“ enthal-
ten sein. Gerade hier muss aber darauf geachtet werden, dass eine erkenn-
bare werbliche Leistung erfolgt ist und die Vergütung dafür nicht in einem 
krassen Missverhältnis zur Leistung steht (BMF, Schreiben vom 18.02.1998, 
Az. IV B 2 – S 2144 – 40/98/IV B 7 – S 0183 – 62/98, Abruf-Nr. 130560).

Der BFH hat dazu klargestellt, dass ein Abzug von Sponsoringaufwendungen 
als Betriebsausgaben voraussetzt, dass eine ausreichend konkrete Zuord-
nung zum Sponsor deutlich werden muss, damit der Erfolg des Sponsorings 
als gezielte Werbemaßnahme für ihn überhaupt erreicht werden kann (BFH, 
Urteil vom 14.07.2020, Az. VIII R 28/17).

Leistung und Gegenleistung müssen nicht adäquat sein
Die Aufwendungen dürfen auch dann als Betriebsausgaben abgezogen  
werden, wenn die Geld- oder Sachleistungen und die erstrebten Werbeziele 
für das Unternehmen nicht gleichwertig sind. Nur bei einem krassen Miss-
verhältnis zwischen den Leistungen des Sponsors und dem erstrebten  
wirtschaftlichen Vorteil kann das Finanzamt den Betriebsausgabenabzug 
versagen (BMF, Schreiben vom 18.02.1998, Az. IV B 2 – S 2144 – 40/98 und  
Az. IV B 7 – S 0183 – 62/98).

Die relative Höhe der Sponsoringaufwendungen im Verhältnis zum Umsatz 
oder Gewinn des Sponsors ist dabei kein Kriterium für die Verweigerung des 
Betriebsausgabenabzugs. Auch die Akquise neuer Kunden und die langfristige 
Sicherung des Unternehmens kann ein Ziel der Sponsoringmaßnahmen sein, 
das aber nicht unmittelbar in betriebswirtschaftlichen Kennzahlen messbar 
ist (BFH, Urteil vom 14.07.2020, Az. VIII R 28/17).

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Im zweiten Teil der Beitragsreihe geht es um das Thema „Vertragsgestaltung und Um-
setzung der Sponsorships. Darauf sollten gemeinnützige Einrichtungen in Hinsicht auf 
den Betriebsausgabenabzug achten.“

Schon öffentliche 
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Sponsors sein

Anforderungen  
des BFH kennen  
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Relation der 
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oder Gewinn ...

... des Sponsors  
ist kein Abzugs- 
kriterium

SIEHE AUCH
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https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/90751
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SPENDENRECHT

Verkauf von Sachspenden (Teil 1): Kann der  
Spender eine Zuwendungsbestätigung erhalten?

|  Der Verkauf von Sachspenden kann eine interessante Einnahmequelle für 
gemeinnützige Einrichtungen sein. Vielfach ist es leichter, Sachspenden zu 
akquirieren als Geldspenden. Allerdings stellt die Verwertung von Sach-
spenden gemeinnützige Einrichtungen vor einige Probleme. Die neue VB-
Beitragsreihe benennt und klärt diese Fragen. Der erste Teil beschäftigt 
sich mit dem Spendenabzug beim Verkauf von Sachspenden.  |

Die Rechtslage ist unklar
Dürfen für Sachspenden auch dann Zuwendungsbestätigungen ausgestellt 
werden, wenn sie später weiterverkauft werden oder gar für den Verkauf ge-
sammelt werden? Finanzämter beantworten diese Frage regelmäßig mit 
„Nein“.

Was sagen Rechtsprechung und Finanzverwaltung?
Tatsächlich gibt es aber keine Rechtsprechung, die sich dezidiert mit dieser 
Frage beschäftigt hat. Und auch die Finanzverwaltung hat keinen ausdrück-
lichen Erlass mit entsprechenden Vorgaben herausgegeben. Lediglich die 
Sphärenzuordnung der Mittel aus dem Verkauf von Sachspenden war Gegen-
stand der Rechtsprechung. Hier wird bei „nachhaltigem“ Verkauf ein steuer-
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb angenommen (BFH, Urteile vom 
09.09.1993, Az. V R 24/89 und 26.02.1992, Az. I R 149/90).

Gibt der Gesetzeswortlaut ein Abzugsverbot her?
Das Abzugsverbot für zum Verkauf bestimmte Spenden wird aus § 10b Abs. 1 
S. 1 EStG abgeleitet. Die Regelung konstituiert eine Zweckbindung von Spen-
den, die neben die allgemeine gemeinnützigkeitsrechtliche Zweckbindung 
tritt. Nur Spenden „zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke“ sind nämlich 
als Sonderausgaben abzugsfähig.

Ein „unmittelbare“ Verwendung der Spenden für steuerbegünstigte Zwecke 
geht aus dem Wortlaut der Regelung aber nicht hervor. Es wäre also denkbar, 
eine bloß wertmäßige Mittelbindung anzunehmen. Dann dürften die Sach-
spenden ohne Schaden für den Spendenabzug verkauft werden, solange der 
Verkaufspreis angemessen ist und die so erzielten Mittel den satzungsbezo-
genen Zwecken zufließen. Dafür wäre ein besonderer Nachweis nicht erfor-
derlich, weil das für alle Mittel gilt.

Ausnahmen kennt das Spendenrecht ausdrücklich für die zeitnahe Verwen-
dung von Spendenmitteln. Das gilt im Spendenrecht für Zuwendungen in den 
Vermögensstock einer Stiftung (§ 10b Abs. 1 S. 1). Das Gemeinnützigkeitsrecht 
erlaubt die Vermögenszuführung von Spenden allgemein in § 62 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 AO und speziell für Sachspenden in § 62 Abs. 2 Nr. 2 und 3 AO.

Finanzämter stellen 
sich regelmäßig quer

Thema ist bisher 
nicht explizit 
problematisiert 
worden

Wortlaut von § 10b 
Abs. 1 S. 1 EStG lässt 
Interpretationen zu 
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Unmittelbare Verwendung der Spende?
Während eine Pflicht zur unmittelbaren Verwendung von Sachspenden aus 
§ 10b EStG nicht hervorgeht, findet sich diese Unmittelbarkeitserfordernis in 
der Rechtsprechung durchaus, aber in einem anderen Zusammenhang.  
So verlangt der BFH „einen unmittelbaren Einsatz der zugewendeten Geld- 
oder Sachwerte für steuerbegünstigte Zwecke“ (BFH, Urteil vom 05.02.1992, 
Az. I R 63/91). 

Finale Verwendung der Spende
Der BFH tendiert offensichtlich nur zu einer wertmäßigen Bindung von Sach-
spenden. Er verlangt eine „finale Verwendung“ der Zuwendung zu steuerbe-
günstigten Zwecken. Die Frage, ob diese finale Verwendung bei einem Ver-
kauf von Sachspenden fehlt, hat der BFH konkret nicht geklärt.

Ein Fall, wo diese finale Verwendung fehlt, ist neben einer möglichen Rück-
erstattung von Spenden oder der fehlenden Vermögensbindung vor allem die 
Verwendung von Spenden für die Verlustdeckung in steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieben (BFH, Urteil vom 13.11.1996, Az. I R 152/93, 
Abruf-Nr. 97062). Hier liegt aber eine tatsächliche Fehlverwendung – auch 
per Saldo – vor.

Abweichende Regelungen für Geld- und Sachspenden
Ob eine konkrete Spende endgültig für nicht begünstigte Zwecke verwendet 
worden ist, kann nur bei Sachspenden klar festgestellt werden. Geldspenden 
dagegen erhöhen zunächst nur die Finanzmittel des Vereins. Eine Zuordnung 
der Einzelspende zu einem bestimmen Verwendungszweck – zumindest aus 
steuerlichen Vorgaben heraus – muss nicht vorgenommen werden. Diese 
„Geldscheintheorie“ hat der BFH ausdrücklich verworfen. Erforderlich ist 
nur eine Saldo- bzw. Globalbetrachtung der Mittelverwendung (BFH, Urteil 
vom 20.03.2017, Az. X R 13/15, Abruf-Nr. 195795).

Auch diese Betrachtungsweise spricht für eine wertmäßige Betrachtung der 
Zuwendungen, statt auf die Verwendung des einzelnen gespendeten Gegen-
stands abzuheben.

Die Konsequenz für Vereine
Die Rechtsprechung liefert keine konkrete Begründung für die verbreitete 
Auffassung, dass der Verkauf von Sachspenden schädlich für den Spenden-
abzug ist; allerdings auch keine Widerlegung. Die oben dargestellte Rechts-
lage kann deswegen nur als Argumentationshilfe dem Finanzamt gegenüber 
verwendet werden. 

Folgt das Finanzamt dem nicht, bleibt eine Reihe von Möglichkeiten, wie Sie 
mit Sachspenden umgehen, die Sie nicht für die eigene Verwendung in Ihrer 
gemeinnützigen Einrichtung gesammelt haben. Das lesen Sie in den nächs-
ten Folgen der Beitragsreihe.

BFH tendiert nur  
zur wertmäßigen 
Bindung von 
Sachspenden

Warum sollen 
Sachspenden beim 
Sonderausgaben- 
abzug strenger ... 

... behandelt werden 
als Geldspenden?
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https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/37720
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RECHNUNGSLEGUNG

E-Rechnung im Verein: Finanzverwaltung  
veröffentliche erste Umsetzungshinweise

|  Ab dem 01.01.2025 gilt die Pflicht, E-Rechnungen versenden und empfan-
gen zu können. Das Finanzministerium (FinMin) Mecklenburg-Vorpommern 
hat jetzt erstmals zur E-Rechnungspflicht in gemeinnützigen Vereinen 
Stellung genommen.  |

Vereine als Rechnungsersteller
Die Vorschriften zur E-Rechnung – so das FinMin – gelten auch für gemein-
nützige Vereine, wenn sie Dienstleistungen oder Produkte an andere Unter-
nehmen erbringen bzw. verkaufen. Auch wenn ein Verein die Kleinunterneh-
merregelung für die Umsatzsteuer gewählt hat, gilt die Pflicht zur E-Rechnung. 
Das bedeutet, dass E-Rechnungen in allen steuerlichen Bereichen  
eines Vereins erstellt werden müssen, in denen Waren oder Dienstleistungen 
verkauft werden. Betroffen können somit sein die Sphären Zweckbetrieb, 
Vermögensverwaltung oder wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. In besonde-
ren Fällen (passives Sponsoring) ist nach Auffassung der Finanzverwaltung 
aber auch eine Zuordnung der Rechnung zum ideellen Bereich denkbar.

Allerdings gibt es Übergangsfristen: Wenn der Verein im jeweiligen Vorjahr 
weniger als 800.000 Euro Umsatz erzielt hat, dürfen bis Ende 2027 weiterhin 
Papier- oder mit Zustimmung des Leistungsempfängers einfache digitale 
Rechnungen ausgestellt werden. Für Kleinbetragsrechnungen bis 250 Euro 
gibt es eine freiwillige Ausnahme von der Pflicht.

Vereine als Rechnungsempfänger
Vereine sollten sich jedoch darauf vorbereiten, ab dem 01.01.2025 E-Rech-
nungen empfangen zu können. Für den Empfang von E-Rechnungen ist näm-
lich keine Übergangsfrist vorgesehen. Dabei stellt das FinMin klar, dass der 
Empfang von E-Rechnungen den Bereichen Zweckbetrieb, Vermögensver-
waltung und steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zugeordnet 
werden kann. Demnach wäre eine Verarbeitung von E-Rechnungen im ideel-
len Bereich nicht erforderlich. Das bedeutet praktisch aber nicht, dass der 
Verein sie hier ablehnen kann. Es muss sie empfangen und lesen können. Es 
könnte aber nicht erforderlich sein, sie auch in maschinenlesbare Original-
format zu archivieren. Denkbar ist auch, dass E-Rechnung und PDF in ge-
trennten Dateien versandt werden.

Es werden sich wohl Formate durchsetzen, bei denen die elektronisch verar-
beitbaren Daten der E-Rechnung in PDF-Dateien eingebettet sind. Die Rech-
nung ist dann auch ohne spezielle Software mit einem PDF-Reader lesbar.

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE

•	Beitrag „Die E-Rechnung im Verein: Das sollten Sie jetzt für den Stichtag 01.01.2025 
veranlassen“, VB 7/2024, Seite 14 → Abruf-Nr. 50074960

•	Einführung der Pflicht zur elektronischen Rechnung: Wichtige Infos für Vereine:  
www.iww.de/s11487

E-Rechnungspflicht 
kann bei Rech- 
nungen aus drei ...
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bestehen
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... am 01.01.2025 
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DOWNLOAD
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weiterlesen

https://www.iww.de/vb/vereinsmanagement/umsatzsteuer-die-e-rechnung-im-verein-das-sollten-sie-jetzt-fuer-den-stichtag-01012025-veranlassen-b161115
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ZWECKBETRIEBE

Photovoltaikanlagen sollen Selbstversorgungs-
einrichtungen werden

|  Mit dem „Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Steuerrechts 
und zur Anpassung des Einkommensteuertarifs“ vom 23.07.2024 plant die 
Bundesregierung eine weitere Änderung im Gemeinnützigkeitsrecht. Danach 
sollen PV-Anlagen als Selbstversorgungsbetriebe nach § 68 Nr. 2 AO begüns-
tigt werden. Das soll in zwei Fällen gelten: Nämlich unabhängig von der Ge-
samtkapazität, wenn die Anlage nicht mehr als 20 Prozent des produzierten 
Stroms an Dritte liefern (also z. B. einspeisen). Und in jedem Fall, wenn die 
Leistung der Anlage nicht höher ist als 15 kW (peak).  |

Begriff der Selbstversorgungseinrichtung wird erweitert
Die Ergänzung des § 68 Nr. 2 Buchst. b AO stellt klar, dass auch PV-Anlagen 
Selbstversorgungseinrichtungen sein können. Der Begriff der Selbstversor-
gungseinrichtungen wird damit erweitert. Nach Auffassung des BFH waren 
bisher nämlich nur handwerksähnliche Betriebe begünstigt (Urteil vom 
29.01.2009, Az. V R 46/06, Abruf-Nr. 091356).

Wichtig  |  Die Aufzählung in § 68 Nr. 2b AO ist beispielhaft und nennt jetzt 
neben Tischlereien und Schlossereien auch PV-Anlagen. Der Kommentar 
zum Gesetzentwurf stellt klar, dass damit auch sämtliche andere Anlagen 
begünstigt sind, die erneuerbare Energien nutzen und der Selbstversorgung 
dienen. Die Regelung dürfte aber sogar noch weiter greifen und künftig auch 
andere Energieversorgungseinrichtungen begünstigen, wie z. B. Blockheiz-
kraftwerke – unabhängig vom verwendeten Energieträger.

Finanzierung der Anlagen wird erleichtert
Die Behandlung von PV-Anlagen als steuerbegünstigter Zweckbetrieb hat 
den Vorteil, dass sie im Rahmen der genannten Grenzen nicht als steuer-
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb gelten. Das hat drei Vorteile:

	� Die Einnahmen aus dem Betrieb werden nicht in die Umsatzfreigrenze von 
45.000 Euro nach § 64 Abs. 3 AO eingerechnet.

	� Ein Verlustausgleich mit Mitteln des steuerbegünstigten Bereichs wird mög-
lich, ohne den Gemeinnützigkeitsstatus der Körperschaft zu gefährden.

	� Die Finanzierung der PV-Anlagen wird erleichtert, weil dafür sämtliche 
Mittel der gemeinnützigen Einrichtung verwendet werden können.

PRAXISTIPP  |  Gerade die Erleichterung bei der Mittelverwendung könnte die 
Anschaffung von PV-Anlagen für gemeinnützige Einrichtungen künftig noch inte-
ressanter machen. Eine Satzungsänderung ist – so der Gesetzeskommentar – 
dafür nicht erforderlich, weil es sich um Selbstversorgungseinrichtungen  
handelt, mit den die bereits bestehenden Satzungszwecke gefördert werden.

Zusätzlich zu 
handwerksähnlichen 
Betrieben sollen 
bald auch ...

... PV-Anlagen als 
Selbstversorgungs-
einrichtungen 
begünstigt sein

Behandlung von 
PV-Anlagen als 
Zweckbetrieb ...

... hat mehrere 
Vorteile

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/38589
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GEMEINNÜTZIGKEIT

Finanzverwaltung erhöht Unschädlichkeitsgrenze 
für Mitgliedsbeiträge

|  Aus dem Grundsatz der Förderung der Allgemeinheit in § 52 Abs. 1 AO 
leitet die Finanzverwaltung eine Begrenzung der Höhe von Mitgliedsbeiträ-
gen ab. Das BMF hat jetzt die Obergrenzen erhöht.  |

Hohe Beiträge verstoßen gegen Förderung der Allgemeinheit
Ein Verein, dessen Tätigkeit in erster Linie seinen Mitgliedern zugutekommt, 
fördert nach Auffassung des BMF nicht die Allgemeinheit, wenn er den  
Kreis der Mitglieder durch hohe Aufnahmegebühren oder Mitgliedsbeiträge 
(einschl. Mitgliedsumlagen) klein hält (AEAO, Ziffer 1.1 zu § 52). Das gilt  
insbesondere für Sportvereine und Vereine, die Freizeitbetätigungen fördern,  
die in § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 23 AO genannt sind.

Das sind die neuen Obergrenzen
Die Obergrenzen hatte die Finanzverwaltung bisher für Mitgliedsbeiträge und 
Umlagen auf zusammen im Durchschnitt 1.023 Euro je Mitglied und Jahr festge-
legt. Für Aufnahmegebühren galt eine Obergrenze von 1.534 Euro. Diese Ober-
grenzen hat sie jetzt auf 1.440 Euro bzw. 2.200 Euro angehoben. Für Investitions-
umlagen steigt sie von 5.113 Euro auf 7.200 Euro innerhalb von zehn Jahren (BMF, 
Schreiben vom 06.08.2024, Az. IV D 1 – S 0062/24/10002 :001, Abruf-Nr. 243442).

BMF vernachlässigt die Rechtsprechung
Die Erhöhung war lange überfällig, weil die Beträge seit über 20 Jahren un-
verändert geblieben waren. Das BMF nimmt aber keinen Bezug auf die neu-
ere Rechtsprechung, die eine gemeinnützigkeitsschädliche Obergrenze für 
Mitgliedsbeiträge grundsätzlich in Frage gestellt hat.

Eine solche Entscheidung kam vom FG Berlin-Brandenburg (Urteil vom 
07.10.2020, Az. 8 K 8260/16, Abruf-Nr. 220019, VB 2/2021, Seite 3). Nach seiner 
Meinung sind allgemeine Obergrenzen nicht angemessen. Entscheidend sei 
vielmehr, ob die Zahlungsverpflichtungen des Mitglieds in einem angemes-
senen Verhältnis zu den Aufwendungen und Leistungen des Vereins stehen. 
Je nach Sportart können die zulässigen Beiträge auch höher liegen als das 
die Finanzverwaltung vorgibt. Nach Auffassung des FG so hoch, wie es erfor-
derlich ist, um den jeweiligen Sportbetrieb auf einem angemessenen Niveau 
durchfahren zu können. Das Urteil ist rechtskräftig. Der BFH hat die Revision 
als unzulässig erachtet (BFH, Beschluss vom 01.02.2022, Az. V R 43/20). 

Beitrittsspenden können als Aufnahmegebühren bewertet werden
Im Berliner Fall ging es um einen Golfclub, der von den Mitgliedern „Ein-
trittsspenden“ in einer Größenordnung von bis zu 20.000 Euro erhielt. Die 
Finanzverwaltung unterstellt regelmäßig, dass es sich bei solchen Spenden 
um Sonderzahlungen handelt, zu deren Leistung die neu eintretenden  
Mitglieder verpflichtet sind (AEAO, Ziffer 1.3.1.7 zu § 52). Das gilt auch, wenn 
kein durch die Satzung oder durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
festgelegter Rechtsanspruch des Vereins besteht, die Aufnahme in den  
Verein aber faktisch von der Leistung einer Sonderzahlung abhängt.

Zu hohe Beiträge 
können Gemein-
nützigkeit kosten

BMF bessert mit 
Schreiben vom  
06.08.2024 nach 

FG Berlin hält 
allgemeine Ober-
grenzen für nicht 
angemessen

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/243442
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/220019
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VEREINSRECHT

Verbandsrecht: Eine Untersuchungskommission 
braucht eine rechtliche Grundlage

|  Gewalt und sexuelle Übergriffe sind in Sportvereinen seit längerer Zeit 
ein großes Thema. Verbände bemühen sich um Aufarbeitung und Schutz 
der Opfer. Dabei können sie aber auf rechtlich unsicheres Terrain geraten, 
wenn sie Untersuchungskommissionen einsetzen, die keine Satzungs-
grundlage haben und sich neben allgemeiner Prävention auch mit konkre-
ten Fällen beschäftigen. Das zeigt ein Fall vor dem OLG Hamm.  |

Der Fall vor dem OLG Hamm
Ein Dachsportverband hatte eine „Kommission zur Aufarbeitung und Präven-
tion von Gewalt“ eingesetzt. Dort wurden von Sportlerinnen Übergriffe eines 
Trainers gemeldet. Der Verband teilte in einer Pressemitteilung mit, er habe 
die Vorwürfe gegen den Trainer zum Anlass genommen, die Vorkommnisse 
von einer unabhängigen Kommission aufarbeiten zu lassen. Nach einer Neu-
besetzung nahm die Kommission ihre Tätigkeit auf.

Der Trainer beantragte daraufhin vor dem Landgericht Dortmund eine einst-
weilige Verfügung gegen die Tätigkeit der Kommission. Die Kommission sei 
in seiner Satzung des Verbands nicht vorgesehen. Es fehle daher ein verbind-
liches Regelwerk für ein solches Verbandsverfahren. Damit liege ein Verstoß 
gegen vereins- und vertragsrechtliche Treuepflichten vor.

Die Entscheidung des OLG Hamm
Das OLG gab dem Trainer – anders als das LG – Recht und bestätigte seinen 
Antrag auf eine einstweilige Verfügung. Es begründete das wie folgt (OLG 
Hamm, Beschluss vom 05.07.2024, Az. 8 W 15/24, Abruf-Nr. 243482):

Untersuchungskommissionen unterliegen der gerichtlichen Kontrolle
Die Einsetzung einer Aufarbeitungskommission stellt eine sonstige Maßnah-
me des Vereins dar, die der gerichtlichen Kontrolle unterliegt. Es gelten dann 
die Anforderungen an eine verbandsinterne Gerichtlichkeit. Dazu gehört ins-
besondere der Bestimmtheitsgrundsatz, d. h. es muss rechtliche Vorgaben 
geben und den Anspruch auf rechtliches Gehör. Beides war nach Auffassung 
des OLG nicht erfüllt.

Behandlung konkreter Fälle muss rechtlich gut abgesichert sein
Geht die Arbeit einer solchen Kommission über die Untersuchung allgemei-
ner Missstände und Gewaltstrukturen hinaus und behandelt konkrete Fälle, 
verletzt sie damit mutmaßliche Täter in ihren Rechten. Das war hier der Fall. 
Die summarische Prüfung des OLG im einstweiligen Verfügungsverfahren 
ergab, dass die Behandlung des Falls durch die Kommission mit hoher Wahr-
scheinlichkeit rechtswidrig war, soweit sie die Ermittlung und Feststellung 
konkreten Fehlverhaltens des Trainers zum Ziel hatte.

Trainer wehrt sich 
gegen Arbeitsauf-
nahme einer von ...

... Dachverband 
etablierten Kommis- 
sion zur Gewalt- 
prävention

Kommission wird 
wie verbands- 
internes Gericht 
behandelt

Mutmaßliche Täter 
dürfen nicht in  
ihren Rechten 
verletzt werden

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/243482
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Der Trainer und seine Tätigkeit waren Gegenstand einer Vereinsmaßnahme, 
die in der Verbandsordnung nicht vorgesehen war und damit keine satzungs-
mäßige Grundlage hatte. Die Kommission beschäftigte sich zudem nicht bloß 
mit der Untersuchung allgemeiner Missstände und Gewaltstrukturen,  
sondern auch mit den konkreten Vorwürfen gegen den Trainer. Sie übernahm 
damit Aufgaben, die nach der Satzung verbandsinternen Organen und Gremien 
zugewiesen waren.

Die von der Kommission erarbeiteten Hintergrundinformationen gaben nach 
Auffassung des OLG Anlass zu der Annahme, dass in diesem Zusammenhang 
elementare Verfahrensgrundsätze – Anspruch auf Gewährung rechtlichen 
Gehörs – nicht eingehalten werden. Die Kommission beabsichtigte nämlich 
nicht, dem Trainer die gegen ihn erhobenen Vorwürfe zugänglich zu machen. 
Vielmehr sollte die Anonymität der Personen, mit denen die Kommission be-
reits gesprochen hatte, vollständig gewahrt werden. Der Trainer hatte damit 
keine Möglichkeit, sich mit den (konkreten) Vorwürfen auseinanderzusetzen.

Gericht untersagt die weitere Untersuchung
Diese Vorgänge begründen für das OLG einen Anspruch des Trainers, der 
Kommission die weitere Untersuchung von Vorgängen zu untersagen, die im 
Zusammenhang mit ihm stehen. Er muss nicht tolerieren, dass eine vom Ver-
band eingesetzte Kommission im Verborgenen Ermittlungen gegen ihn führt.

Ausschlaggebend ist dabei, dass die Kommission ihre Ergebnisse veröffentli-
chen will. Dabei wird nach Auffassung des OLG angesichts der öffentlich ge-
machten Tätigkeit und Zielsetzung der Kommission eine Anonymisierung 
nicht möglich. Zudem behielt sich der Verband vor, auf der Grundlage der 
Arbeit der Kommission verbandsinterne Maßnahmen gegen den Trainer zu 
ergreifen. Ihm droht durch die Tätigkeit der Kommission also eine Vorverur-
teilung, die er nicht hinnehmen muss. Er muss nicht darauf verweisen lassen, 
die Arbeit der Kommission abzuwarten und sich im Rahmen des eventuell  
anschließenden verbandsinternen Sanktionsverfahrens zu verteidigen.

Verbandsinternes Disziplinarverfahren ist möglich
Das OLG stellt klar, dass der Verband statt der Aufklärung durch eine Unter-
suchungskommission jederzeit ein verbandsinternes Disziplinarverfahren 
gegen den Trainer einleiten und konkrete Pflichtverletzungen untersuchen 
lassen kann. Dazu sind aber entsprechende verbandsinterne Regelungen  
erforderlich, die in der Satzung verankert sein müssen. Die Kommission kann 
sich daneben natürlich weiter allgemein mit den Strukturen innerhalb des 
Verbandes befassen.

FAZIT  |  Verbände sollten darauf achten, Ermittlungskommissionen per Satzung 
rechtlich abzusichern, wenn gegen konkrete Personen ermittelt wird.

Konkreter Unter- 
suchungsgegenstand 
war in Satzung nicht 
gedeckt und ...

... verletzte wohl 
auch den Anspruch 
auf rechtlichen 
Gehör

Trainer muss vor 
Vorverurteilung 
geschützt werden
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VEREINSRECHT

Ausländervereine: So kommen sie den  
relevanten Meldepflichten nach
von Rechtsanwalt Michael Röcken, Bonn

|  Auch Menschen mit Migrationsgeschichte engagieren sich vermehrt in 
Vereinen. Je nachdem wie sich die Mitgliederstruktur zusammensetzt, 
kann ein Ausländerverein bestehen. Hier sieht das öffentliche Vereinsrecht 
im Vereinsgesetz besondere Anforderungen vor, die sich mit bestimmten 
Meldepflichten befassen. Da ein Verstoß gegen diese Meldepflichten eine 
Ordnungswidrigkeit darstellt, bedarf es genauerer Kenntnis, um welche 
Meldepflichten es sich handelt und welche Zuständigkeiten bestehen. VB 
hat diese Punkte für Sie zusammengefasst.  |

Was ist ein Ausländerverein?
Der Begriff des Ausländervereins ist in § 14 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung 
des öffentlichen Vereinsrechts (VereinsG) definiert. Als solche gelten Vereine, 
deren Mitglieder oder Leiter sämtlich oder überwiegend Ausländer sind. Kei-
ne „Ausländervereine“ sind Vereine, deren Mitglieder oder Leiter sämtlich 
oder überwiegend Staatsangehörige eines Mitgliedstaats der EU sind.

	◼ Beispiel

Der Verein hat bei seiner Gründung die sieben erforderlichen Mitglieder (§ 56 
BGB). Drei besitzen die syrische Staatsangehörigkeit, ein Mitglied die österrei-
chische und die drei anderen sind afghanische Staatsbürger. Eines der afghani-
schen Mitglieder wird zum allein vertretungsberechtigten Vorstand gewählt. Es 
handelt sich um einen Ausländerverein im Sinne des VereinsG.

Ausländervereine können bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen verboten 
werden. Hier sieht § 14 Abs. 2 VereinsG zusätzliche – zu den in Art. 9 Abs. 2 GG 
genannten – Verbotstatbeständen vor. Ein Verbot kann also leichter vollzogen 
werden.

Die Meldepflichten von Ausländervereinen
Zur Durchführung des VereinsG besteht bereits seit 1966 die „Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts 
(Vereinsgesetz)“ (VereinsGDV), die u. a. Meldepflichten für Ausländervereine 
vorsieht. Nach § 19 VereinsGDV haben sich Ausländervereine mit Sitz in 
Deutschland innerhalb von zwei Wochen nach ihrer Gründung bei der für ih-
ren Sitz zuständigen Behörde anzumelden.

Zur Anmeldung verpflichtet ist der Vorstand i. S. v. § 26 BGB. Er muss folgen-
de Unterlagen in deutscher Sprache vorlegen (§ 19 Abs. 2 VereinsGDV):

Begriff ist in  
§ 14 Abs. 1 VereinsG 
definiert

VereinsG sieht eigen-
ständige Verbots- 
tatbestände vor

Meldepflichten sind 
in der VereinsGDV 
geregelt
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	� Die Satzung des Vereins
	� Die Namen und Anschriften der Vorstandsmitglieder oder der zur Vertre-
tung berechtigten Personen (z. B. besonderer Vertreter nach § 30 BGB);

	� Ggf. Angaben, in welchen Ländern der Verein Teilorganisationen hat.

Weiter sieht § 19 Abs. 2 S. 2 VereinsGDV vor, dass der Vorstand des Ausländer-
vereins jede Änderung der Satzung oder des Vorstands sowie die Auflösung 
des Vereins innerhalb von zwei Wochen mitzuteilen hat. Hier ist nicht klar, ob 
diese Zwei-Wochenfrist auf die Beschlussfassung oder die Eintragung im 
Vereinsregister abstellt. Da jedoch auch ein Verein ohne Rechtspersönlich-
keit (§ 54 BGB) als Ausländerverein angesehen werden kann, wird auf die 
Beschlussfassung abzustellen sein. 

Soweit der Zweck des Ausländervereins auf einen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb gerichtet ist, besteht die Verpflichtung zur Anmeldung nur, 
wenn er dazu aufgefordert wurde (§ 19 Abs. 3 VereinsGDV).

Auch wenn die Meldepflicht teilweise als diskriminierend empfunden wird  
(Bundestags-Drucksache 19/24689 von 25.11.2020), besteht sie fort und wird bei 
Verstößen als Ordnungswidrigkeit verfolgt (§ 21 VereinsG, § 23 VereinsGDV).

Das sind die zuständigen Behörden
Welche Behörden konkret als „zuständige Behörde“ anzusehen sind, ergibt 
sich weder aus dem VereinsG noch aus der VereinsGDV, da hier die Bundes-
länder eigene Zuständigkeitsvorschriften erlassen haben. Diese sehen aktu-
ell wie folgt aus:

Bundesland Zuständige Behörde Rechtsgrundlage

Baden-Württemberg Kreispolizeibehörde § 4 der Gemeinsamen Verordnung der Landesregierung und 
des Innenministeriums über die Zuständigkeiten nach dem 
Vereinsgesetz

Bayern Kreisverwaltungsbehörde Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Vereinsge-
setzes (AGVereinsG)

Berlin Polizeibehörde § 2 Abs. 4 des Allgemeinen Gesetzes zum Schutz der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung in Berlin (Allgemeines Si-
cherheits- und Ordnungsgesetz - ASOG Bln) i. V. m. dem 
Zuständigkeitskatalog Nr. 23 Abs. 2 

Brandenburg Polizeipräsidium § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Brandenburgischen Ausführungsgeset-
zes zum BGB (BbgAGBGB)

Bremen Ortspolizeibehörden § 2 der Verordnung über die Zuständigkeit der Verwaltungs-
behörden nach dem Vereinsgesetz

Hamburg Behörde für Inneres und Sport Anordnung über Zuständigkeiten im Versammlungsrecht 
und öffentlichen Vereinsrecht

Hessen Kreisordnungsbehörden § 1 Abs. 2 a) der Verordnung über die Zuständigkeiten nach 
dem öffentlichen Vereinsrecht

Mecklenburg- 
Vorpommern

Landräte und Oberbürgermeis-
ter der kreisfreien Städte

§ 2 der Landesverordnung zur Bestimmung der zuständi-
gen Behörden auf dem Gebiet des öffentlichen Vereins-
rechts ÖVereinsRZustBehV

Zwei-Wochenfrist 
kennen und richtig 
interpretieren

Meldepflicht  
gilt nicht als 
diskriminierend

Wer ist im jeweiligen 
Bundesland 
zuständig?
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Bundesland Zuständige Behörde Rechtsgrundlage

Niedersachsen Landkreise, kreisfreie und große 
selbstständige Städte, in deren 
Gebiete Ausländervereine ihren 
Sitz oder organisatorische 
Einrichtungen haben

Nr. 2.1 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur 
Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz)

Nordrhein-Westfalen Kreispolizeibehörde § 2 der Verordnung über die Regelungen von Zuständigkei-
ten nach dem öffentlichen Vereinsrecht

Rheinland-Pfalz Kreisordnungsbehörde § 2 Nr. 6 der Landesverordnung über die Zuständigkeit der 
allgemeinen Ordnungsbehörden

Saarland Ministerium für Inneres, 
Familie, Frauen und Sport

§ 1 der Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Vereinsgesetz

Sachsen Kreispolizeibehörde § 3 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und 
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur Aus-
führung des Vereinsgesetzes

Sachsen-Anhalt Landkreise und kreisfreie 
Städte

§ 1 Abs. 2 der Verordnung über die Zuständigkeiten auf  
verschiedenen Gebieten der Gefahrenabwehr

Schleswig-Holstein Gemeinden Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Be-
hörden für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten (Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung 
- OWiZustVO) (Nr. 2.6.17.1 des Zuständigkeitsverzeichnisses)

Thüringen Landkreise und kreisfreie 
Städte

§ 7 Abs. 3 der Thüringer Verordnung zur Bestimmung von Zu-
ständigkeiten im Geschäftsbereich des Innenministeriums

Wo Landkreise, Städte oder Gemeinden angesprochen sind, wird dies verwal-
tungsintern geregelt sein; entweder beim Ordnungs- oder Ausländeramt. Die 
konkrete Zuständigkeit ergibt sich dann aus dem Sitz des jeweiligen Vereins.

Die Behörden ihrerseits geben die Daten gemäß § 22 VereinsGDV ans Bun-
desverwaltungsamt weiter, das diese zentral im Ausländervereinsregister 
verwaltet. Das Ausländervereinsregister ist kein öffentliches Register. Es er-
folgt keine Auskunft an Privatpersonen oder an öffentliche Stellen.

So werden Verstöße gegen Meldepflichten geahndet
Wenn ein Ausländerverein den Anmelde- oder Auskunftspflichten nach den 
§§ 19 bis 21 der Verordnung nicht nachkommt, liegt eine Ordnungswidrigkeit 
i. S. v. § 21 VereinsG vor. Diese kann nach § 21 Abs. 2 VereinsG mit einer Geld-
buße bis zu zweitausend Deutsche Mark (das Gesetz weist hier tatsächlich 
noch „DM“ aus) geahndet werden; nach § 17 OWiG beträgt die Geldbuße min-
destens fünf Euro und höchstens 1.000 Euro.

FAZIT  |  Auch wenn das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit den Registergerichten die Ver-
pflichtung zur Meldung auferlegt, ist es in der Praxis häufig so, dass sich die 
Anmeldung zum Vereinsregister verzögert, so dass die Zweiwochenfrist nicht 
eingehalten wird. Die Erfahrung zeigt auch, dass diese Verpflichtung beurkun-
denden Notaren häufig nicht bekannt ist, so dass Vorstände von Ausländerverei-
nen dies selbst zeitnah organisieren müssen, um eine Haftung zu vermeiden.

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Ausländervereinsregister: www.iww.de/s11523

Das zusätzliche 
Ausländervereins- 
register

Geldbuße bis
1.000 Euro droht
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PRAXISFALL

Mitgliederversammlung verursacht hohe Kosten: 
Kann der Verein eine Teilnahmegebühr erheben?

|  Die Durchführung der Mitgliederversammlung kann mit erheblichen Kos-
ten verbunden sein. Diese können aber nicht einfach auf die Mitglieder um-
gelegt werden.  |

FR  AG E :  Unser Verein ist enorm gewachsen. Entsprechend hoch sind die Kos-
ten für die Durchführung einer Mitgliederversammlung (MV). Dürfen die Kosten 
für die Versammlung (Tagungspauschale) vom Verein übernommen werden und 
können wir die Kosten auf die Mitglieder umlegen?

A NT  WORT   :  Die Übernahme der Tagungspauschale hängt von den Leistun-
gen ab, die die Mitglieder erhalten. Eine Umlage auf die Mitglieder käme  
einem zusätzlichen Mitgliedsbeitrag gleich.

Durchführung der MV sind originäre Kosten der Vereinsverwaltung
Die Kosten, die mit der Durchführung der MV verbunden sind, sind originäre 
Kosten der Vereinsverwaltung. Der Verein darf sie also übernehmen, solange 
diese Kosten angemessen sind. Überhöhte Kosten – etwa bei Durchführung 
in einem Luxushotel – könnten zu einer Inhaftungnahme des Vorstands führen 
und würden auch die Gemeinnützigkeit gefährden. 

Verein darf nur erforderliche Kosten übernehmen 
Übernehmen darf der Verein aber nur die Kosten, die mit der Durchführung 
der MV zwingend verbunden sind. Das sind insbesondere die Kosten für den 
Tagungsraum, die erforderliche Konferenztechnik u. ä. Nicht dazu gehört die 
Verpflegung der Teilnehmer. Sie kann aber im Rahmen von üblichen „An-
nehmlichkeiten im Rahmen der Mitgliederpflege“ gemeinnützigkeitsrecht-
lich unbedenklich sein (40- bzw. 60-Euro-Grenze). Umfangreiche Verpfle-
gungsleistungen oder gar Übernachtungskosten gehören aber nicht dazu. 
Und zwar auch dann nicht, wenn die Mitglieder von weit her anreisen müssen.

Teilnahmegebühr nur auf Satzungsgrundlage möglich
Ein Tagungspauschale o. ä. darf der Verein für die Teilnahme an der MV nicht 
verpflichtend erheben. Das würde eine unzumutbare Erschwernis der Teil-
nahme darstellen und die Beschlüsse der MV anfechtbar machen. Möglich 
wäre eine solche Gebühr nur, wenn die Satzung sie als zusätzlichen Beitrag 
(Umlage neben Regelbeitrag) vorsieht. Dann muss die Satzung aber auch die 
Höhe oder einen Berechnungsmaßstab (z. B. bis zur zweifachen Höhe des 
Mitgliedsbeitrags) nennen. 

Ohne eine solche Satzungsgrundlage muss der Zugang zur MV allen Mitglie-
dern ohne weitere Kosten freistehen. Zwar kann der Verein eine Tagungsge-
bühr berechnen. Das ist aber nur möglich, wenn sie für Zusatzleistungen 
berechnet wird, die Mitglieder in Anspruch nehmen, und die Teilnahme auch 
ohne diese Zusatzleistungen möglich ist.

Umlage auf  
Mitglieder ...

... käme zusätz-
lichem Mitglieds- 
beitrag gleich
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RE  DA K TION      |   Sie haben Fragen oder Anregungen zur Berichterstattung? Schreiben Sie an
IWW Institut, Redaktion „VB“
Max-Planck-Str. 7/9, 97082 Würzburg 
Fax: 0931 418-3080, E-Mail: vb@iww.de
Redaktions-Hotline: 0931 418-3075 
Als Fachverlag ist uns individuelle Rechtsberatung nicht gestattet. 

A B ONNENTEN        B ETREUUN       G   |   Fragen zum Abonnement beantwortet Ihnen der 
IWW Institut Kundenservice, Max-Planck-Str. 7/9, 97082 Würzburg 
Telefon: 0931 4170-472, Fax: 0931 4170-463, E-Mail: kontakt@iww.de 
Bankverbindung: DataM-Services GmbH, Postbank Nürnberg 
IBAN: DE80 7601 0085 0007 1398 57, BIC: PBNKDEFFXXX 

I H R  P LU S  IM   NETZ      |   Online – Mobile – Social Media
Online: Unter vb.iww.de finden Sie

	� Downloads (Musterverträge, Checklisten, Arbeitshilfen)
	� Archiv (alle Beiträge seit 2006)
	� Rechtsquellen (Urteile, Gesetze, Verwaltungsanweisungen u.v.m.)

Vergrößern Sie Ihren Wissensvorsprung: Registrieren Sie sich auf iww.de/registrieren, 
schalten Sie Ihr Abonnement frei und lesen Sie aktuelle Fachbeiträge früher. 
Rufen Sie an, wenn Sie Fragen haben: 0931 4170-472
Mobile: Lesen Sie „VB“ in der myIWW-App für Smartphone / Tablet-PC.

	� Appstore (iOS) 	� Google play (Android)   →  Suche: myIWW oder scannen Sie den QR-Code

Social Media: Folgen Sie „VB“ auch auf facebook.com/vb.iww

NE  W S L ETTER       |   Abonnieren Sie auch die kostenlosen IWW-Newsletter für Unternehmer und 
Selbstständige auf iww.de/newsletter:

	� VB-Newsletter 	� BGH-Leitsatz-Entscheidungen
	� BFH-Leitsatz-Entscheidungen

S EMIN    A RE    |   Nutzen Sie das IWW-Seminarangebot für Ihre Fortbildung: seminare.iww.de

V EREIN     S B RIEF     S TEUERN       •  RE  C H T  •  V EREIN     S M A N AG EMENT      ( I S S N  1862-6718)
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Geschäftsführer: Bernhard Münster, Günter Schürger, Telefon: 0931 418-3070, Fax: 0931 418-3080,  
E-Mail: iww-wuerzburg@iww.de, Internet: iww.de

Redaktion  |  RA Eva Köstler (Chefredakteurin); Dipl.-Volksw. Günter Göbel (Chefredakteur); 

Schriftleiter  |  Wolfgang Pfeffer, Drefahl

Bezugsbedingungen  |  Der Informationsdienst erscheint monatlich. Er kostet pro Monat 17,40 Euro einschließlich Versand und  
Umsatzsteuer. Das Abonnement ist jederzeit zum Monatsende kündbar.

Hinweise  |  Alle Rechte am Inhalt liegen beim IWW Institut. Nachdruck und jede Form der Wiedergabe auch in anderen Medien sind 
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bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es 
notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verzichten wir auf die  
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Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

IWW-Webinare

Recht und Steuern im Verein
Vereine sicher führen und beraten

Das Steuerrecht für gemeinnützige Organisationen ist 
kompliziert. Vereine und ihre Berater müssen nicht nur 
die klassischen Steuerarten berücksichtigen, sondern 
auch deren Aufteilung auf die vier steuerlichen Bereiche 
der Vereine beherrschen. Außerdem werden steuerliche 
Gestaltungen von der richtigen Einbettung im Gemein-
nützigkeits-, Satzungs- und Vereinsrecht beeinflusst. Das 
Webinar zeigt Ihnen einmal im Quartal, wie Sie den Verein 
in dieser schwierigen Gemengelage auf Kurs halten. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie 90,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand
und -kosten entfallen.

Referent
Wolfgang Pfeffer, Lehrbeauftragter 
an der Dresden International 
University, Schriftleiter des VB 
VereinsBrief und Inhaber des 
Fachportals vereinsknowhow.de

Teilnehmerkreis
Entscheider in Vereinen, 
Steuerberater 

Termine
24.09.2024, 26.11.2024, 
28.01.2025, 13.05.2025  

jeweils 16:30 ― 18:30 Uhr

Buchungs-Nr. 467

Wolfgang Pfeffer

„Ich biete Ihnen praxistaugliche 

Lösungen für typische 

Problemstellungen im Verein!“

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 129,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
106,50 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Anmeldung und 
aktuelles Programm 
unter iww.de/s186
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